Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 


Der Bundesminister für Vertriebene, 

j TT- • 1 .» - 4 . Bonn, den 12. August 1960 

Flüchtlinge und Kriegsgeschaoigte ^ 

II 6 - 6016 E - 754/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Eingliederung der geflüchteten Bauern 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1970 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 
28. Juni 1960 beantworte ich im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und der Finanzen sowie im Beneh- 
men mit den Ländern wie folgt : 

Zu 1. 

Seit dem 1. Januar 1954 bis zum 31. Dezember 
1959 sind insgesamt 17676 Bauern und Gärtner, 
die einen landwirtsdtaftlichen Betrieb im mittel- 
deutsdien Raum selbständig bewirtschafteten und 
diesen aufgeben mußten, in die Bundesrepublik 
geflüchtet. Gleichzeitig mit ihnen kamen 10625 
mithelfende Familienangehörige (Ehefrauen, Söhne 
und Töditer über 14 Jahren). Wie viele Familien- 
angehörige vor oder nach dem Betriebsinhaber 
geflüchtet sind, läßt sich nicht ermitteln. Seit 1954 
haben 49126 unselbständige in der Landwirtschaft 
tätige Personen Mitteldeutschland verlassen und 
um Aufnahme in der Bundesrepublik nachgesucht. 

Im Zusammenhang mit den Kollektivierungsmaß- 
nahmen in der Si>Z zu Anfang des Jahres 1960 
verstärkte sich die FludUbewegung unter den bis- 
her selbständigen Bauern und Landwirten. Wäh- 
rend in der ersten Hälfte des vergangenen Jahres 
918 selbständige Bauern, Gärtner und Tierzüchter 
ihre Betriebe in Mitteldeutschland aufgeben mußten 
und in der Bundesrepublik Zuflucht suchten, flüch- 
teten in der Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni des 
laufenden Jahres 2715 Personen, die bis dahin 
noch ihren landwirtschaftlichen Betrieb selbständig 
bewirtschaften kennten. Das bedeutet eine Steige- 
rung auf 296 V. H. gegenüber dem Vergleichszeit- 
raum 1959. 

Zu 2. 

Der vom Bundesrat beschlossene Verteilungs- 
sdilüssel, nach dem die in den Notaufnahmelagern 
registrierten Flüchtlinge auf die Länder verteilt 


werden, sieht eine Aufgliederung nach Berufsgrup- 
pen nicht vor. Die Länderregierungen haben bisher 
von einer solchen Aufgliederung Abstand genom- 
men. Sie erweist sich erfahrungsgemäß nach kur- 
zer Zeit als überholt, obwohl die Einweisung in 
möglichster Beachtung der Wüiisdm der Flücht- 
linge erfolgt. Die Flüchtlinge madien schon wäh- 
rend des Aufenthaltes in einem Landesdurchgangs- 
lager in großer Zahl von dem Redrt der Freizü- 
gigkeit Gebrauch und nehmen dort Wohnsitz, wo 
sie einen ihnen zusagenden Arbeitsplatz aufspüren. 
Dies trifft besonders für Angehörige schwer ein- 
zugliedernder Berufsgruppen zu, zu denen gerade 
die Bauern gehören. 

Zu 3. 

Die Unterbringung aller im Notaufnahmeverfahren 
Eingewiesenen erfolgt grundsätzlich zunächst in 
Landesdurchgangslagern, soweit es sich nicht um 
alleinstehende Personen bis zum 24. Lebensjahr 
handelt oder um solche, die nach dem Grundsatz 
der Freizügigkeit (Artikel 11 GG) aufgenommen 
wurden. Die Weiterverteilung in Bezirks-, Kreis- 
oder Gemeindedurchgangslagern sowie in Woh- 
nungen ist Aufgabe der Länder. 

Die Länder berichten im einzelnen wie folgt: 

Baden- Württemberg 

Die dem Land zugewiesenen geflüditeten Bauern 
wurden bis etwa 1958 in der Regel für 1 bis 2 
Jahre in Lagern untergebradit, bis ihnen eine 
Wohnung zugeteilt werden konnte. Seit Anfang 
1959 ist es möglidr gewesen, etwa 30 v. H. der 
Zugewiesenen sofort in Wohnungen oder Einzel- 
unterkünfte einzuweisen; der Rest mußte vorerst 
in Lagern oder Übergangswohnheimen unterge- 
bracht werden. In letzter Zeit können in der Regel 
jene geflüchteten Bauern, die als Hilfskräfte in 


Druck; Budidruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54. Telefon 635 51 



Drucksache 2039 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


der Landwirtschaft tätig sein wollen, sofort mit 
Wohiiraum versorgt werden; die übrigen müssen 
einen mehr oder weniger langen Zwischenaufent- 
halt in Lagern oder Übergangswohnheimen hin- 
nehmen. Insgesamt sind derzeit nodi ca. 150 ge- 
flüditete Bauern mit ihren Familien in Lagern 
oder Übergangswohnheimen untergebracht. Die 
übrigen sind bereits endgültig mit Wohnraum 
versorgt. 


Bayern 

Die SBZ-Flüchtlingsbauern werden über das Re- 
gierungsdurchgangslager Hammelburg auf die 
übrigen Lager in Bayern verteilt, von wo sie zu- 
nädist auf Arbeitsplätze in der freien Wirtsdiaft 
vermittelt werden. In den meisten Fällen ist mit 
diesen Arbeitsplätzen audr eine Wohnung ver- 
bunden. 

Bei Eintreffen von größeren Transporten von SBZ- 
Flüchtlingsbauern werden diese in das Lager 
Schalding eingewiesen. 


Berlin 

Die geringe Anzahl der nach Berlin eingewiesenen 
geflüchteten Bauernfamilien ist nicht besonders 
erfaßt worden. Es steht daher kein eindeutiges 
statistisdies Material zur Verfügung. Aufgenommen 
wurden nur Bindungsfälle. Die Unterbringung 
erfolgte zunächst in Lagern, sofern keine Auf- 
nahme bei Angehörigen möglich war. Die Wohn- 
raumversorgung ist im Rahmen der gegebenen 
Möglichkeiten vorgenommen worden. 


Bremen 

Aus der SBZ geflüchtete Bauern werden nur in 
Ausnahmefällen in die Stadtstaaten und damit 
nach Bremen eingewiesen. Soweit diese keine 
Unterkunft bei Verwandten oder Bekannten oder 
aus eigener Initiative gefunden haben, sind sie 
mit ihren Familien lagermäßig untergebradit worden. 

Auch sie konnten in der Regel nach kurzer Zeit 
in Wohnungen eingewiesen werden. Im jetzigen 
Zeitpunkt befinden sich noch 8 Familien mit 28 
Personen im Landesdurchgangslager Bremen. Bis 
auf 1 Familie sind sie vom 10. März bis 30. Mai 
1960 nach Bremen gekommen. 


Hamburg 

Die über das Notaufnahmeverfahren dem Land 
Hamburg zugewiesenen Bauern werden zunächst 
im Durchgangslager Finkenwerder untergebracht, 
über das Amt für Vertriebene und Kriegsge- 
schädigte erfolgt Einweisung in die für SBZ-Flücht- 
linge zweckbestimmten Wohnungen. 


Hessen 

Seit Beginn der Kollektivierungsmaßnahmen in 
Mitteldeutschland wurden in Hessen nach den 
Statistiken für die Monate April, Mai und Juni 
124 selbständige Bauernfamilien und 44 unselb- 
ständige, also insgesamt 168 in der Landwirtschaft 
tätige Familien aufgenommen. 

Die Unterbringung erfolgte zum großen Teil zu- 
nächst in Wohnlagern. Dort befinden sich nodi 
93 Familien. 75 Familien konnten bereits mit 
Wohnraum versorgt werden. 

Niedersachsen 

Die Unterbringung erfolgt sofort in Wohnungen. 
Nordrhein-Westfalen 

Die dem Land über das Notaufnahmeverfahren 
zugewiesenen Bauern sind im Rahmen der all- 
gemeinen Maßnahmen untergebradit worden. Im 
Regelfall wurden sie zunächst in ein Landesdurch- 
gangslager und von dort in eine kreisfreie Stadt 
oder einen Landkreis eingewiesen. Im allgemeinen 
war auch innerhalb der Kreise zunädist eine Un- 
terbringung in Gemeindelagern erforderlich, be- 
vor eine Wohnung bereitgestellt werden konnte. 

Seit einigen Monaten werden die Bauern aus der 
SBZ von den Notaufnahmelagern unmittelbar in 
eines der beiden Einweisungslaqer des Landes 
(Massen oder Wesel) eingewiesen, um ihre wei- 
tere Betreuung zu erleichtern. Die Unterbringung 
in Wohnungen ist bei dem derzeitigen Stand des 
SBZ-Wohnungsbaus z. Z. im allgemeinen schon 
nach verhältnismäßig kurzer Zeit möglich. 

Rheinland-Pfalz 

Die Unterbringung der geflüchteten Bauern erfolgt 
nach Einweisung in die für sie geeigneten Auf- 
nahmegebiete vielfach unmittelbar in Wohnungen. 
Ein Teil der Bauern wird zunächst in Notunter- 
künften untergebracht, zumal dann, wenn Bauern 
nach eigenem Wunsch übergangsweise in der ge- 
werblichen Wirtschaft tätig werden wollen, um 
schnell gute Verdienstmöglichkeit zu finden. 

Saarland 

Nach Aufnahme im Land erfolgt Unterbringung in 
den Landeswohnsiedlungen. Schon nach ca. 6 bis 
8 Wochen kann die Einweisung in eine Wohnung 
vorgenommen werden. 

Schleswig-Holstein 

Für die Zeit vom 1. Januar 1954 bis 31. Dezember 
1959 stehen exakte Zahlen über den Anteil der 
SBZ-Flüchtlinge (Bauern) an den Lagerinsassen 
nicht zur Verfügung. Erst seit dem 1. Januar 1960 
werden die neuen SBZ-Flüchtlinge, soweit sie Bau- 
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ern sind, erfaßt. Danach sind alle neuen SBZ-Flücht- 
linge seit dem 1. Januar 1960 durchweg in Woh- 
nungen und nidit in Lagern untergebraciit. Für 
die frühere Zeit ist auf Grund einer einmaligen 
Erhebung festzustellen, daß der Anteil der SßZ- 
Flüchtlinge, die in anerkannten Vertriebenenlagern 
untergebracht sind, nur 1,8 v. H. ausmacht. Von 
diesen wieder waren nur 3,6 v. H. Flüchtlingsbauern. 

Zu 4. 

Die geflüchteten Bauern erhalten zunächst die 
Hilfen, die allen Insassen des Notaufnahmelagers 
zustehen. Sie erhalten neben freier Unterkunft 
und Verpflegung ein Tagegeld und werden aus 
den Sammlungen der Friedlandhilfe und der Wohl- 
fahrtsverbände nach Maßgabe des individuellen 
Bedarfs unterstützt. Die bäuerliche Berufsorga- 
nisation hat unter ihren Mitgliedern mit gutem 
Erfolg Geldsammlungen durchgeführt und ist da- 
durch in der Lage, allen in den Notaufnahmelagern 
eintreffenden Berufskollegen Überbrückungshilfe 
zu gewähren. 

Mit Rücksicht auf die verschärfte Zwangssituation 
der bäuerlichen Bevölkerung in der SBZ hat die 
Bundesregierung denLändern empfohlen dieZwangs- 
kollektivierung als eine der Voraussetzungen für 
die Anerkennung als Flüchtling mit dem Ausweis C 
zu betrachten. Inhaber des Flüchtlingsausweises C 
können die Rechte und Vergünstigungen, wie sie 
das Bundesvertriebenengesetz vorsieht, in Anspruch 
nehmen, also auch nach Vlaßgabe der Bestimmungen 
des BVFG — Titel Landwirtschaft — im Rahmen des 
Fünfjahresplanes gefördert werden. Außerdem 
werden die geflüchteten Bauern aber auch im 
Rahmen des Wohnungsbauprogramms für SBZ- 
Flüchtlinge berücksichtigt. 

Die Länder berichten in Ergänzung hierzu wie folgt: 
Baden- Württemberg 

Vom 1. Januar 1954 bis 30. Juni 1960 wurden 
für bäuerliche SBZ-Flüchtlinge ausgelegt und finan- 
ziert 

in 208 Fällen Vollerwerbsstellen mit 

6,80 Mio DM und 

in 178 Fällen Nebenerwerbsstellen mit 

3,14 Mio DM 

insgesamt 386 Fälle mit 9,94 Mio DM. 

Die Finanzierung erfolgte aus Bundes- und Landes- 
haushaltsmitteln für die Siedlung sowie aus Lasten- 
ausgleichsmitteln. 

Bayern 

Die Unterbringung der mit dem Ausweis C ausge- 
statteten Flüchtlingsbauern auf geeigneten Kauf- 
und Pachtbetrieben sowie auf Nebenerwerbsstellen 


ist gewährleistet. Die Bemühungen der siedlungs- 
willigen SBZ-Fiüchtlingsbauern wurden durdi ge- 
eignete Maßnahmen des Bayerisdien Staatsmini- 
steriums für Arbeit und soziale Fürsorge — wie 
Beratung und Betreuung, Nachweis von Siedlungs- 
objekten, Einleitung der Kreditmaßnahmen etc. — 
unterstützt. 

Berlin 

In den vergangenen Jahren konnten 26 geflüchtete 
Bauernfamilien durdi Kauf bzw. Pachtung beste- 
hender landwirtsdiaftlidier und gärtnerisdier Be- 
triebe aus Bundes- und Lastenausgleichsmitteln 
gefördert werden. 

Als zusätzliche Hilfsmaßnahmen für die in dem 
Jahre 1960 verdrängten Bauern werden im Raum 
Berlin weitere 40 Nebenerwerbssiedlerstellen mit 
einer Landzulage von 2500 C|m ausgelegt, 

Bremen 

Bei wirtsdiaftlidrer Notlage erfolgt Unterstützung 
durch die ßezirksfürsorgeverbände. 

Im übrigen wurden für den in Frage kommenden 
Personenkreis 16 Voll- und 30 Nebenerwerbs- 
Siedlungen eingerichtet, und zwar 8 im Jahre 1954, 
13 im Jahre 1955, 3 im Jahre 1956, 7 im Jahre 
1957, 8 im Jahre 1958, 10 im Jahre 1959 und 3 
im laufenden Jahre. 

Hamburg 

In der Zeit vom 1. Januar 1954 bis 30. Mai 1960 
wurden in Hamburg 54 Anträge auf Bewilligung 
von Aufbaudarlehen aus dem Härtefonds für die 
Landwirtsdiaft genehmigt, davon 43 auf Neuein- 
gliederung und 11 auf Festigung durdi Auf- 
stockungsdarlehen. Von den Anträgen auf Neu- 
eingliederung entfielen 

21 auf Vollerwerbsstellen, 

22 auf Nebenerwerbsstellen. 

Das ausgezahlte Gesamtdarlehen 

betrug . . . 945 100 DM 

aus Bundesmitteln gemäß § 46 

Abs. 1 BVFG . . . 422 700 DM 

aus Landesmitteln . . 203 000 DM 

Gesamtbetrag 1570 800 DM 


Die Gesamterwerbsfläche beträgt 417,98 ha. 
Hessen 

Sofern den siedlungswilligen geflüditeten Bauern 
der Ausweis C zuerkannt wird, erfolgt die Ein- 
gliederung im Rahmen des laufenden Siedlungs- 
programms. 

Für vordringliche Fälle können bezugsfertige 
Nebenerwerbsstellen in absehbarer Zeit zur Ver- 
fügung gestellt werden. 
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Ein eigenes Eingliederungsprogramm für den in 
Frage stehenden Personenkreis erscheint z.Z. nicht 
notwendig. 

Besondere finanzielle Unterstützungen, die über 
die allgemeinen Betreuungsmaßnahmen für Ver- 
triebene und Flüchtlinge hinausgehen, waren für 
den genannten Personenkreis nicht erforderlich, 
da sämtliche arbeitsfähige Personen ohne Schwie- 
rigkeiten in geeignete Arbeitsplätze vermittelt 
werden konnten. Es ist Vorsorge getroffen, um 
materielle Not von diesen Menschen fernzuhalten. 

Niedersachsen 

In der Zeit vom 1. Januar 1954 bis 30. Mai 1960 
wurden 776 aus der SBZ geflüchtete Landwirte 
auf 550 Vollerwerbsstellen und 226 Nebenerwerbs- 
stellen unter Einsatz von 14,2 Mio DM Aufbau- 
darlehen für die Landwirtschaft (Härtefonds) ein- 
gegliedert. Die zusätzliche Finanzierung erfolgte 
mit Hilfe der für die Siedlung bereitgesteliten 
Bundes- und Landesmittel. Darüber hinaus sind 
weitere Familien dieses Personenkreises nur durch 
Einsatz von Bundes- und Landesmitteln auf Grund 
des BVFG eingegliedert worden, weil die Voraus- 
setzungen für die Inanspruchnahme des Aufbau- 
darlehens (Härtefonds) nicht gegeben war, wohl 
aber die des BVFG. Es handelt sich dabei vor- 
nehmlich um die Finanzierung von Nebenerwerbs- 
stellen. Zahlen können hierzu nicht angegeben 
werden, da keine getrennte statistische Erfassung 
der angesiedelten Vertriebenen und Flüchtlinge 
erfolgt. Etwa 5 v. H. aller Nebenerwerbsstellen 
dürften aber den SBZ-Flüchtlingen zugute ge- 
kommen sein. 

Ein Teil der geflüchteten Bauern hat eine neue 
gewerbliche Existenz gefunden, und zwar u. a. auch 
mit Hilfe von Aufbaudarlehen für die gewerbliche 
Wirtschaft und Arbeitsplatzdarlehen. Statistisches 
Material über die Größenordnung liegt nidit vor. 

Die Flüchtlinge nehmen teil an den sonstigen 
Leistungsarten des LA-Härtefonds. 

Die Mittel reichten aus, um alle Anträge zu be- 
dienen. 

Nordrhein- Westfalen 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat nach Unter- 
lagen der Durchgangslager seit 1954 rund 6000 
früher selbständige Bauern aus der SBZ aufge- 
nommen. Zur Eingliederung dieses Personen- 
kreises in die einheimische Landwirtschaft sind 
Bundes- und Landesmittel nach Maßnahmen des 
BVFG bzw. des FlüSG bereitgestellt worden. 
Bundes- und Landesmittel wurden im Verhältnis 
40 zu 60 eingesetzt. Seit dem 1. April 1954 bis 
heute haben sich rund 2860 Flüchtlinge mit Aus- 
weis C durch Antrag auf einen Siedlungseignungs- 
schein um eine Siedlerstelle beworben. Infolge 
der schwierigen Landverhältnisse in Nordrhein- 


Westfalen konnten aber nur 606 auf eine Voll- 
oder Nebenerwerbsstelle (VE-, NE-Stellen) ange- 
setzt werden, und zwar auf 

VE-Stellen 


unter 5 ha . . 


6 

von 5 bis unter 

15 ha 

. 15 

von 15 und mehr 

ha . 

. 10 

Intensivstellen 


9 

NE-Stellen 


. 551 

Landarbeiterstellen 


. 15 


Seit Beginn des Jahres 1960 stellt das Land bei 
Finanzierung von NE-Stellen eine Beihilfe bis zu 
4000 DM zusätzlich denjenigen Flüchtlingen zur 
Verfügung, die sich nodi nidit 4 Jahre im Bundes- 
gebiet aufhalten. 

Die Finanzierung der ländlichen Siedlung ist weit- 
gehend gesichert, schwierig ist jedoch die Bereit- 
stellung von Land. 

Rheinland-Pfalz 

Die geflüchteten Landwirte werden im Landes- 
durchgangslager allgemein über die hiesigen wirt- 
schaftlichen und fadiberuflichen Verhältnisse auf- 
geklärt und mit Merkblättern versehen. Die 
spezielle Betreuung erfolgt innerhalb der Einwei- 
sungskreise durch Fachverbände und sonstige 
Seibstverwaltungsorganisationen der bäuerlichen 
Wirtschaft. Nach anfänglicher unselbständiger 
Tätigkeit landwirtschaftlicher oder gewerblicher 
Art wurden seit 1954 bisher ca. 330 geflüchtete 
Landwirte mit ihren Familien auf VE- oder NE- 
Stellen angesetzt. Nicht alle Bauern sind sied- 
lungswillig oder in der Lage, eine Siedlerstelle 
zu übernehmen. Der Mehrzahl der gestellten An- 
träge wird entsprochen. Gewährung von Sozial- 
hilfen (Erstausstattung der Fürsorge, Hausrat- etc. 
Beihilfen nach dem Lastenausgleichsgesetz) erfolgen 
im bekannten Umfange. 

Saarland 

3 Bauernfamilien wurden auf Neusiedlerstellen 
und 2 auf auslaufenden Höfen angesetzt. 2 Neu- 
siedlerstellen werden noch 1960 vergeben. 

Schleswig-Holstein 

Die neuen SBZ-Flüditlinge werden sofort durch 
die Kreisvertriebenenämter durch Bearbeitung 
der C-Ausweisanträge betreut. Gleichzeitig er- 
folgt die Beratung über die weitergehenden 
Hilfen, wie Hausrathilfen usw. Darüber hinaus 
werden über die bei den Kulturämtern Akkredi- 
tierten des Landesverbandes der vertriebenen 
Deutschen alle SBZ-Flüchtlinge sofort aufgesucht, 
über die Lage und ihre Aussichten in Schleswig- 
Holstein informiert und tatkräftig bei der Suche 
nach geeigneter Arbeit im eigenen oder fremden 
Beruf unterstützt. Ebenso sind sämtliche Sied- 
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lungsträger sofort von den Wünschen der SBZ- 
Flüditlinge in Kenntnis gesetzt worden, so daß 
auch sie bemüht sind, zu helfen. 

Erhebungen der letzten Tage haben gezeigt, daß 
die überwiegende Zahl der neuen SBZ-Bauern be- 
reits wieder in Arbeit und Brot steht. Ihre 
weitere Eingliederung in ihren ursprünglichen 
oder nadi Wahl in einem anderen Beruf wird mit 
Sorgfalt betrieben. 

Zu 5. 

Der mit Zustimmung des Bundesrates von der 
Bundesregierung im Jahre 1959 inkraftgesetzte 
Fünfjahresplan für die weitere Eingliederung von 
Heimatvertriebenen und SBZ-Flüditlingen in die 
Landwirtschaft bietet den finanziellen und orga- 
nisatorisdien Rahmen für die Eingliederung des 
in diesem Jahr aus der SBZ geflüchteten, ehemals 
selbständigen Bauern. Bei den gegebenen agrar- 
strukturellen Verhältnissen ist eine Eingliederung 
auf VE-Stellen nur in geringem Maße möglich. 
Daher liegt der Schwerpunkt der schnellen Ein- 
gliederungsmaßnahmen für diesen Personenkreis 
(§ 35 BVFG) in der Erridüung von NE-Stellen. 

Die Bundesregierung teilt mit den Landesregie- 
rungen die Auffassung, daß ohne Beeinträditigung 
der Interessen der bereits vorhandenen Einglie- 
derungsbewerber zusätzliche Eingliederungsmaß- 
nahmen für die bei der Aufstellung des Fünf- 
jahrespianes nicht berücksichtigten SBZ-Flücht- 
linge zu ergreifen sind. Aus diesem Grunde wird 
in einigen Ländern auf den nodi nidit beanspruch- 
ten Landvorrat aus Domänenstreiibesitz zurück- 
gegriffen und der Ankauf von Brachländereien 
aktiviert. Auch Gemeinde- und Kirchenland bieten 
zusätzliche Landbesdiaffungsmöglichkeiten. Da im 
Bereich der industriellen Ballungsräume das für 
die Nebenerwerbssiedlung geeignete Land nur 


noch in geringem Umfange zur Verfügung steht, 
wurden in den Ländern mit Zustimmung der Sied- 
lungsbewerber Vereinbarungen getroffen, die in 
Zukunft die Auslegung einer größeren Zahl von 
NE-Stellen mit geringerer Landzulage zulassen. 
Auch auf diesem Wege werden zusätzlidie Ein- 
gliederungsmöglichkeiten für die infolge der 
Kollektivierungsmaßnahmen geflüchteten SBZ- 
Bauern gesdiaffen. 

Zu 6. 

Die finanziellen Mittel des Bundes, der Länder 
und des Bundesausgleidisamtes zur Durchführung der 
Eingliederungsmaßnahmen stehen im Zuge des zur 
Zeit laufenden Fünfjahresplanes auch für die Ein- 
gliederung der geflüchteten Bauern mit Ausweis C 
zur Verfügung. Das von den Ländern aufgestellte 
und vom Bundeskabinett verabschiedete Siedlungs- 
programm 1960 sieht — auf 12 Monate geredinet — 
für Eingliederungsmaßnahmen einschließlich der 
Neusiedlung insgesamt rd. 575 Mio DM vor. 

Die Bundesregierung stellt z. Z. Ermittlungen an, 
ob und in welchem Umfang zusätzlidie Eingliede- 
rungsmaßnahmen für die in diesem Jahr aus der 
SBZ geflüditeten selbständigen Bauern notwendig 
und durchführbar ersdieinen. Die Bundesregierung 
wird aus dem Ergebnis dieser Ermittlungen schon 
im kommenden Haushaltsjahr Folgerungen ziehen. 

Zusätzliche Eingliederungsmaßnahmen, die sidi audi 
auf beachtliche berufsständisdie Finanzierungshilfe 
stützen, sind im Gange, über Einzelheiten und 
Umfang kann am Ende des Jahres berichtet werden. 


In Vertretung 

Nahm 
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